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Drucksache 1945 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Bauknecht, Bauer (Wasser- 
burg), Struve, Dr. Krone und Fraktion der CDU/CSU, den Ab- 
geordneten Walter, Dr. Mende und Fraktion der FDP, den Ab- 
geordneten Logemann, Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
der DP eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

— Drucksache 1928 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seither 


Das vorliegende Gesetz wurde am 22. Juni 1960 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend und dem Rechts au sischuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

In Anbetracht der eingehenden rechtlichen Be- 
gründung des Urteils des Bundesverfassungs- 
gerichts über das Milch- und Fettgesetz hielt es der 
Rechtsausschuß nicht für notwendig, zu dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf eine besondere Stellung- 
nahme abzugeben. 

In der Sitzung vom 23. Juni 1960 nahm der Er- 
nährungsausschuß zur Kenntnis, daß das Bundes- 
verfassungsgericht durch Beschluß vom 10. Mai 1960 
— 2 BvL 76/58 — (noch nicht veröffentlicht) 
festgestellt hat, daß § 12 Abs. 2 Satz 1 MFG mit 
Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG unvereinbar und daher 
nichtig sei. Es hat diese Entscheidung damit begrün- 
det, daß nach Artikel 80 GG ein Bundesgesetz nur 
die Landesregierungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen ermächtigen dürfe, nicht aber eine be- 
stimmte oberste Landesbeihörde, wie dieis in der 
für nichtig erklärten Vorschrift geschehen ist. Mit 
dieser Entscheidung ist die Grundlage für die Er- 
hebung des Landesausgleichs in der Milchwirtschaft, 
der im Bundesgebiet einen Gesamtbetrag von jähr- 
lich rd. 45 Mio DM ausmacht, entfallen. In der 


gleichen Weiise ist von der Entscheidung mittelbar 
die Erhebung der Umlage (§ 22 MFG) betroffen, die 
im Bundesgebiet einen Gesamtbetrag von rd. 
47 Mio DM ausmacht. Die Mittel aus der Ausgleichs- 
abgabe und der Umlage dienen der Ordnung der 
Milchmärkte und der Güteförderung, also nicht nur 
der Landwirtschaft, .sondern auch der Versorgung 
der Bevölkerung. Im Zusammenhang hiermit stehen 
die Ermächtigungen des § 10 (Maßnahmen zur 
Förderung der Güte) und des § 20 (Preisvorschrif- 
ten), die ebenfalls auf die Landesregierungen um- 
gestellt werden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be- 
schluß ferner rechtliche Bedenken dagegen geäußert, 
daß die Landesausgleichsabgaben über 1 Pf nach § 12 
Abs. 2 Satz 4 MFG an die Zustimmung des Bundes- 
ministers gebunden sind. Diese Bestimmung soll mit 
der Gesetzesänderung gestrichen werden. Das 
Bundesverfassungsgericht hat außerdem darauf hin- 
gewiesen, daß möglicherweise der Landesausgleich 
dem Ausmaß nach nicht ausreichend begrenzt sei. Es 
soll deshalb mit einem Höchstbetrag von 2,5 Pf/kg 
Milch, der bisher höchsten Landesausgleichsabgabe, 
diesen Bedenken Rechnung getragen werden. 

Die Gesetzesänderung stellt damit eine Korrektur 
in formalrechtlicher Hinsicht dar, die durch den Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts notwendig ge- 
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worden ist. Mit dem Entwurf wird keine Änderung 
in sachlicher Hinsicht herbeigeführt. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD des Ernäh- 
rungsausschusses waren der Auffassung, daß man 
zugleich mit diesem vorgelegten Änderungsentwurf 
das Gesamtproblem der Milchmarktordnung zur Dis- 


kussion stellen und die bestehende Marktordnung 
in wesentlichen Punkten ändern sollte. Sie haben 
sich daher mit Mehrheit bei der Beschlußfassung der 
Stimme enthalten. 

Namens des Ausschusses bitte ich, dem vorliegen- 
den Änderungsgesetz Ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 23. Juni 1960 


Seither 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

‘den Gesetzentwurf — Drucksache 1928 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 23. Juni 1960 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Seither 

Berichterstatter 



